






















politische und wirtschaftliche Völkerversöhnung, hält 
dlese aber für unmöglich, solange die Ehre des deutschen Vol­
kes von unseren Feinden zertreten, eine Vereinigung aller 
Deutschen, die von uns gerissen sind oder sich zum Reiche 

einschließlich der österreichischen Deutschen, ver­
hindert und der uns aufgezwungene Gewaltfriede aufrecht­
erhalten wird ... " 

Jedem, der sich mit Aussagen von CDUjCSU-Führern be­
schäftigt, werden solche Redewendungen merkwürdig bekannt 
vorkommen. Das liegt einfach daran, daß damals wie heute 
von Leuten gleicher Couleur und auf dem Boden der gleichen 
Politik mit dem "J a - aber" jongliert wird. Damals wie heute 
bei der CDUjCSU heißt es : "Friede? VÖlkerversöhnung? Ja, 
aber erst, wenn Europa und möglichst auch die Welt so aus­
sehen, wie wir uns das vorstellen." 

Wo Gustav Stresemann mit seiner Politik gelandet und wie 
er ist, wissen wir. Und wir wissen auch, daß die 
damahge Deutsche Volkspartei schließlich ihren Frieden mit 
einem gewissen Adolf Hitler gemacht hat. Deshalb verstehen 
wir, wenn sich eine westdeutsche Zeitung wie die "Frankfurter 
Rundschau" angesichts der Bundestagsdebatte vom 27. Mai 
dieses J ahres wie folgt äußert: 

"Manchmal, wenn wir uns in Bonn die Diskussionen des 
Bundestages anhören, überkommt uns das Gefühl, als ob da 
eine aus allen westdeutschen Landen zusammengerufene Schul­
klasse sitzt, deren einer Teil in der Lektion deutsche Geschichte 
zumindest fünfzig Jahre zurückgeblieben ist. Wenn man da 
so diese Barzels, diese Stoltenbergs und diese Guttenbergs reden 
hört, so überkommt den unabhängigen Zuhörer nicht nur das 
leise, sondern das große Grauen." 

In der Tat hat jene Bundestagssitzung vom 27. Mai 1970 und 
die Fortsetzung dieser Debatte am 17. Juni , haben aber ins­
besondere die Reden von Barzel und Guttenberg erschreckend 
offen gelegt, was die CDUjCSU-Führung meint, wenn sie sich 
der Verpflichtungen aus der deutschen Geschichte erinnert. 
Seit Jahr und Tag ist deutlich, und es wird immer deutlicher: 
D.ie sieht diese Verpflichtung darin, nur ja 
mcht und um kemen Preis die Folgen imperialistischer Poli­
tik anzuerkennen und insbesondere zu respektieren, was der 
zweite Weltkrieg an Ergebnissen gezeitigt hat. 

Kriege - das scheinen für die Kräfte des Monopolkapitals 
und ihre politischen Exponenten Kavaliersdelikte zu sein. Man 
zettelt den ersten Weltkrieg an. Ganz Europa versinkt mehr 
als vier Jahre lang in Not und Tod. Dann kommen die Folgen. 
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Deutschland wird kleiner, das deutsche Volk wird für den 
angerichteten. Schaden zur Kasse gebeten. Aber das nehmen 
sie übel, jene Alldeutschen von damals: "Wiedergewinnung 
der dem Deutschen Reich geraubten Gebiete" fordern sie auf 
ihrem Verbandstag am 31. August 1919. Wie kann man nur so 
nachtragend sein, so schimpfen sie gewissermaßen. Nur wegen 
dem bißchen Krieg! 

Man zetteIt den zweiten Weltkrieg an. Beinahe sechs Jahre 
lang haben sich die Völker Europas diesmal gegen den deut­
schen Imperialismus zur Wehr zu setzen. Dann kommen die 
Folgen. In Potsdam wird festgelegt, was zu geschehen habe, 
um dergleichen ein weiteres Mal zu verhindern. Deutschland 
wird kleiner, wieder müssen Schäden ersetzt werden. Aber das 
nehmen sie wieder übel, die Alldeutschen von heute. 

"Jene Unrechtsgrenzen" t die auf deutschem und anderem 
Boden "erzwungen" worden seien, auf keinen Fall hinzuneh­
men und schon gar nicht als unabänderlich zu erklären, fordert 
im Bundestag der Reichsfreiherr Karl Theodor von und zu 
Gut t e n bel' g. Und er fügt hinzu: "Wir sind, wo wir Ver­
antwortung tragen, nicht bereit, sogenannte Realitäten zu 
respektieren oder gar anzuerkennen." Bar z e I assistiert ihm, 
indem er feststellt: "Zum Status quo in Deutschland und in 
Europa gehört, daß die deutsche Frage mit Zustimmung der 
Westmächte in der Substanz offen ist und offen bleibt." Die­
jenigen, die sich für die Anerkennung der Grenzen in Europa 
in ihrem jetzigen Verlauf einsetzen, nennt Guttenberg "noto­
rische Friedensstörer" . 

Hört man nicht auch hier hindurch, wie verbittert sie sind, 
daß man ihnen die Realitäten in Europa, die im Ergebnis des 
zweiten Weltkrieges entstanden sind, gewissermaßen "zu­
mutet"? Nur wegen dem bißchen Krieg! 

Wahrlich, die imperialistische deutsche Politik ist nach dem 
ersten Weltkrieg nicht "hohl geblieben". wie das Dr. Heck 
heute für die imperialistische westdeutsche Politik zu fürchten 
scheint. Die Politile von damals hat mit dem, was er "Irrungen 
und Wirrungen" nennt, auf das J ahr 1933 zugesteuert. Die 
Frage ist legitim, wohin die Barzel und Strauß, die Heck und 
Guttenberg heute steuern, jene "Rechtsüberholer im politischen 
Straßenverkehr", wie sie neulich ein westdeutscher Journalist 
genannt hat. 

Es gibt, wie man sieht, zwischen damals und heute viele 
Parallelen. Aber es gibt auch beträchtliche Unterschiede. Zu 
den wichtigsten gehören die Existenz, ßas Wachsen und Er­
starken der Deutschen Demokratischen Republik. Sie macht 
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den CDUjCSU-Führern ganz besonders zu schaffen. Denn hier 
hat der Friedenswille der werktätigen Massen Deutschlands 
zum ersten Male staatliche Gestalt angenommen. Hier ist be­
wiesen worden, daß Deutschland auch anders aussehen kann 
als so, wie die Imperialisten es konstruiert haben. Hier liegen 
wesentliche Ursachen dafür, daß es die Alldeutschen von heute 
nicht mehr so leicht wie früher haben. 

Deshalb steht die DDR auch immer in der agitatorischen 
Schußlinie der Herren Barzel und Guttenberg. Wir können 
das getrost als einen klaren Beweis für die Effektivität un­
seres Staates und unserer Politik werten. Wären wir klein und 
schwach geblieben, sie würden sich unseretwegen nicht so 
echauffieren, wie sie es tun. Hätten wir auf unserem Wege 
faule ~ompromisse mit den Gegnern und Feinden der sozia­
listischen Ordnung geschlossen - sie würden uns loben. Hätten 
wir nicht in das Bündnis aller Volkskräfte gefunden - sie hät­
ten uns längst auseinanderdividiert und den einen Teil der 
Bevölkerung gegen den anderen Teil ausgespielt. Daß sie das 
alles nicht konnten und daß sie ahnen, es werde ihnen auch 
nicht gelingen, das macht ihre Politik aussichtslos. Daß sie es 
dennoch nicht aufgeben und zu neuen Erkenntnissen vorzu­
stoßen sich weigern, das macht ihre Politik gefährlich. 

.,Veränderungen im anderen Teil Deutschlands" wünscht sich 
Herr von Guttenberg. "Wiedervereinigung" ,- natürlich im 
Sinne des Artikels 7 des Deutschlandvertrages, also mit einer 
Gesellschaftsordnung ähnlich wie die der heutigen Bundes­
republik und als Partner der NATO - wünscht sich Herr 
Barzel. 

Es ist nicht verwunderlich, daß hierbei unserer konsequenten 
Friedenspolitik besonders heftige Attacken gelten. Die CDUj 
CSU-Führung ahnt die Gefahr, die ihrer Konzeption durch die 
klare Folgerichtigkeit unserer Politik droht. Denn "im Inter­
esse des Friedens, der europäischen Sicherheit und gleich­
berechtigter Beziehungen der friedlichen Koexistenz zwischen 
der DDR und der BRD haben wir der Regierung Brandt die 
Gelegenheit geboten, sich von der zwanzig Jahre gegenüber 
der DDR betriebenen CDUjCSU-Politik des kalten Krieges und 
der Alleinvertretungsanmaßung eindeutig zu trennen" , er­
klärte Walter Ulbricht auf dem 13. Plenum des Zentralkomitees 
der SED. 

So schießen denn die CDU j CSU-Führer aus allen Rohren 
gegen unsere Politik. Bei der Begegnung in Kassel habe sich 
erneut herausgestellt, behauptet Barzel, daß Ministerpräsident 
S top h eine Politik des "Alles oder Nichts" betreibe. Das 
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heiße, genauer gesagt, meint Barzel: "Alles für ihn und nichts 
für uns." 

Nun, so unrecht hat er nicht. In der Tat hat der Vorsitzende 
des Ministerrates der DDR auf Grund des Vertragsentwurfs 
vom Dezember vergangenen Jahres Vorschläge gemacht, die 
dem Frieden und der friedlichen Koexistenz zwischen der DDR 
und der BRD dienen. Das ist freilich n ichts für die CDUjCSU­
Führung, die das genaue Gegenteil will. Alles für den Frieden, 
nichts für die imperialistische Konzeption der Revanche und 
der Aggression - man kann Herrn Barzel verstehen. Aber was 
diejenigen für gut halten, die er vertritt, das ist höchst schäd­
lich für die westdeutsche Bevölkerung. Oder weiß er ein Bei­
spiel, das zeigt, wann der Imperialismus jemals den werk­
tätigen Massen genützt hat? Alles für das Volk, nichts für 
seine Gegner. Das war und ist unsere Politik, und das wird 
sie bleiben. 

Im Kampf gegen die DDR ist man bei der CDUjCSU-Füh­
rung höchst erfinderisch. Bei Barzel kommt das zum Ausdruck, 
wenn er vom Gewaltverzicht spricht. Gewaltverzicht - das ist 
ein eindeutiger völkerrechtlicher Begriff. Er ist Bestandteil der 
UNO-Charta, in deren Artikel 2 es heißt, daß die Staaten sich 
in ihren internationalen Beziehungen der Androhung oder der 
Anwendung von Gewalt enthalten sollen. Für Herrn Barzel 
aber bedeutet Gewaltverzicht im Blick auf die Beziehungen 
zwischen der DDR und der BRD etwas ganz anderes. Nicht in 
erster Linie die Achtung der territorialen In tegrität und der 
Grenzen beider deutscher St<;iaten, so sagte er, dürfe Inhalt 
eines etwaigen Gewaltverzichtsabkommens zwischen der DDR 
und der BRD sein, sondern der Verzicht der DDR auf die 
Sicherung ihrer Staatsgrenze. Das heißt also, die DDR soll auf 
Ge wal t verzichten, indem sie auf die Aus ü b u n g ihr er 
S t a a t s mac h t zum Schutz ihrer Grenzen verzichtet. Damit 
offenbar sollen diese Grenzen so durchlässig werden, wie Herr 
Barzel sie sich schon immer wünscht. 

Welche Spekulation! Die DDR hat - ganz im Gegensatz zu 
gewissen CDUjCSU-Vertretern in Westdeutschland - seit dem 
ersten Tage ihres Bestehens erklärt, daß sie gegen niemanden 
territoriale Fo~derungen hat, daß sie niemandes Besitzstand 
streitig macht, daß sie mit ihren Nachbarn friedlich zu leben 
willens und, was an ihr liegt, auch in der Lage ist. Sie hat eine 
Gesellschaftsordnung, die selbst nach dem Zeugnis eingefleisch­
ter Antikommunisten nichts nötiger zu ihrer Entwicklung 
braucht als den Frieden. Das ist unser Gewaltverzicht, und er 
deckt sich völlig mit der Charta der Vereinten Nationen. So, 
wie es sich Herr Barzel vorstellt, haben wir nicht gewettet. 
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In diesem Zusammenhang wendet sich die CDU/CSU-Füh­
rung auch gleich gegen den geplanten Gewaltverzichtsvertrag 
mit der UdSSR. Mit diesem Vertrag, so behauptet der Frak­
tionsvorsitzende der CDU/CSU, würde von Bann "Unrecht 
ausgehen, nämlich das Unrecht, die rechtswidrige Spaltung 
Deutschlands und Europas rechtlich zu besiegeln!<. 

Wir wollen nicht von der CDU/CSU-Führung verlangen, daß 
sie jetzt Selbstanzeige erstattet, denn sie ist es ja maßgeblich 
gewesen, die die deutsche Spaltung bewirkt hat. Jetzt, weil 
ihre Hoffnungen, aus dieser Spaltung Gewinn zu ziehen, zu­
nichte gemacht worden sind, nennt sie sie "rechtswidrig". 

Wir wollen das Argument einmal umdrehen. Wie ist das 
also? Nach Barzels Logik bewirkt Gewaltverzicht Unrecht. 
Demzufolge bewirkt Anwendung von Gewalt in den inter­
nationalen Beziehungen also Recht? Welch eine Alternative 
für eine Partei, die ihren Friedenswillen ständig auf offenem 
Markte verkündet! 

Angesichts solcher Gedanken bekommt natürlich auch jEme 
Frage Barzels einen ganz bedenklichen Akzent : "Gibt es eine 
Unverletzlichkeitserklärung für die Gesellschaftsordnungen in 
bei den Teilen Deutschlands, so wie sie heute sind, von beiden 
Seiten?" Das nämlich, so erklärt er, widerspreche dem deut­
schen Interesse, das heißt, seinem und seiner Hintermänner 
Interesse. Wer es aber für bedenklich hält, die Unverletzlich­
keit der Gesellschaftsordnung der DDR zu erldären, der will 
sie offenbar zerstörbar machen. 

Das gehört dann wahrscheinlich auch in jene Gedankenwelt, 
die Herrn von Guttenberg veranlaßt zu sagen : IIlch brauchte 
noch niCht einmal eine Verfassung, ich brauche nur mein Ge­
wissen, das mir sagt, daß ich als Abgeordneter in diesem Hause 
Verantwortung trage für mein ganzes Volk. Und damit also 
auch und vor allem für jene, die zum Schweigen verurteilt 
sind." 

Auf das Schweigen komme ich noch zurück. 
Aber zunächst einmal wäre der CDU/CSU-Führung anzu­

raten, wenn sie schon auf die Verfassung verzichten zu können 
glaubt, wenigstens außer ihrem Gewissen noch die Völker­
rechtsnormen der UNO zu studieren. Dort steht klar und deut­
lich, daß dergleichen Politik, wie sie sie der DDR gegenüber 
betreibt, Aggressionspolitik ist. 

Wir haben mehr als einmal erklärt, daß wir die Gesellschafts­
ordnung der Bundesrepublik zwar nicht billigen können, daß 
ihre Änderung aber nicht unsere, sondern Sache der west­
deutschen Bevölke'rung selbst ist. Wir wären gern bereit, von 
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der CDUjCSU-Führung zu hören, daß au.ch sie unsere gesell­
schaftliche Ordnung respektiert. Aber solange Herr von Gut­
tenberg so gegen die Realitäten auf europäischem Boden zu 
Felde zieht, ist daran wohl nicht zu denken. Um so deutlicher 
empfinden wir die Pflicht, unseren Staat stark und verteidi­
gungsbereit zu machen und zu halten. 

Nun zu denen, die Herr von Guttenberg zum Schweigen ver­
urteilt sieht. Sie sind es ja auch, die der CDU/CSU-Führung 
zur ständigen Berufung auf das Selbstbestimmungsrecht die­
nen. Aber leider gibt es sie nicht. Denn wo sollten sie sein? 
So gut wie die gesamte wahlberechtigte Bevölkerung der DDR 
hat erst vor zwei Jahren einen weltweit beachteten Beweis 
für ihr Selbstbestimmungsrecht und dessen Praktizierung ge­
liefert: die Abstimmung über unsere neue sozialistische Ver­
fassung. Da ist keiner zum Schweigen verurteilt gewesen. Daß 
der Prozentsatz derer, die für die Verfassung stimmten, mit 
beinahe 95 Prozent eminent hoch war, ist ein Beweis für die 
Güte und die Volkstümlichkeit (in des Wortes wahrer Bedeu­
tung) dieses Verfassungswerkes. Und es ist gleichzeitig auch 
ein Beweis für die Aussichtslosigkeit der Bemühungen der 
CDU/CSU-Führung um irgendwelche Schweiger in der DDR. 
Das sind tote Seelen, wie bei Gogol, Karteileichen in Gutten­
bergs Deutschlandpolitik. 

Guttenberg und Barzel haben resümiert. Beiden geht es nur 
um das eine: Keinen Frieden auf der Grundlage des Status qua, 
keine friedliche Koexistenz mit der DDR, dafür aber ein "kal­
kuliertes Risiko" (Barzel) und "langen Atem und zähe Geduld" 
(Guttenberg) für diese Politik des Risikos. Allem, was dem 
Frieden und der Vernunft dient, wollen sie sich, wie Barzel 
sagte, widersetzen, und, so fügt er hinzu, ,.ich denke, wir wer­
den dabei nicht allein sein als CDU/CSU". 

Tatsächlich sie sind nicht allein. Der Stimmenzuwachs von 
ganz rechts bei den Landtagswahlen am 14. Juni hat das ge­
zeigt. Neonazistische und revanchistische Kräfte finden sich in 
immer größerer Zahl bei ihnen ein. 

So also fühlen sie sich alle miteinander den Irrungen und 
Wirrungen imperialistischer Politik verpflichtet, und das unter 
der Bezeichnung "christlich". 

Fünfundzwanzig Jahre Parteigeschichte liegen hinter uns, 
liegen auch hinter den Anfängen von CDU/CSU. Welch ein 
Gegensatz! Es ist in diesen Tagen oftmals darauf hingewiesen 
worden wie ähnlich die Gründungsdokumente in Berlin, in 
Köln, i~ Franldurt, in München einander "waren. Es scheint mir 
die nützlichste Schlußfolgerung aus diesen fünfundzwanzig 
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Jahren für die Mitglieder der CDU/CSU zu sein, sich dieser 
Gründungsdokumente zu besinnen und ihre endliche Durch­
setzung zu fordern. 

Der Fortschritt macht um Westdeutschland keinen Bogen. 
Die Existenz der DDR und ihre allseitige Stärkung, für die wir 
uns mitverpflichtet wissen, das Leben selbst wird dafür sorgen, 
daß die Politik der CDU/CSU-Führung aussichtslos bleibt. Die 
Politik, die wir betreiben und die sich an den Lehren der 
Geschichte orientiert, wird nicht hohl bleiben, sondern erfüllt 
sein von unserer unermüdlichen Arbeit für Frieden und Sicher­
heit in Europa. 

• 

Der Sozialismus, an dem wir mitgebaut haben und den wi,r 
mitverantworten, ist die Gesellschaftsordnung von heute und 
für morgen. Mit ihm und in ihm haben w ir die Vergangenheit 
bewältigt, meistern wir die Gegenwart und bereiten eine gute 
Zukunft vor. 

Wenn wir nun das nächste Vierteljahrhundert unserer Par­
teigeschichte zu schreiben beginnen, wollen wir bedenken: 

Uns ist von unserem Glauben her geboten, den Frieden zu 
erreichen. Wir können es, wenn wir fest an der Seite derer 
stehen, die ihn nicht nur wünschen, sondern ihn auch erzwin­
gen können. 

Uns ist von unserem Glauben her geboten, für Nächstenliebe 
als tragendes gesellschaftliches Prinzip zu sorgen. Wir können 
es, wenn wir fest an der Seite derer stehen, die eine Ordnung 
der sozialen Gerechtigkeit nicht nur ersehnen, sondern prak­
tizieren, derer, deren Ordnungsprinzip die Humanität ist. 

So und nicht anders werden wir es also halten - wie bisher 
schon und für alle Zukunft: Wir werden das Profil unserer 
Partei immer eindrücklicher formen und in verantwortungs­
bewußter Mitarbeit an den Aufgaben der Nationalen Front, 
im festen Bündnis mit der Arbeiterklasse und unter Führung 
ihrer Partei beitragen zur Stärkung unseres sozialistischen 
Friedensstaates, wobei wir nie den Gegner aus dem Auge ver­
lieren. 

Das war unser Erfolgsprinzip bis heute. Nichts wird uns 
hindern, es auch weiterhin zu bewahren. 
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